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Zu der Kleinen Anfrage 228 nehme ich wie folgt Stellung: 


Für die strafrechtliche Behandlung Jugendlicher (Personen, die zur 
Zeit der Tat 14, aber noch nicht 18 Jahre alt sind) ist das in der 
1. Wahlperiode des Deutschen Bundestages beschlossene Jugendge- 
richtsgesetz vom 4. August 1953 (BGBl. I S. 751) maßgebend. Das 
Gesetz ist die Frucht einer jahrzehntelangen Entwicklung. Während 
noch um die Jahrhundertwende die für Jugendliche geltende straf- 
rechtliche Regelung auf der Vorstellung beruhte, daß der junge 
Straffällige grundsätzlich wie ein Erwachsener zu bestrafen sei und 
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könne, hat sich im Laufe der Zeit der Erziehungsgedanke Immer 
stärker durchgesetzt. Sein Eindringen in die Jugendstrafrechtspflege 
hat bewirkt, daß das System der Rechtsfolgen, die an die Straftat 
eines Jugendlichen geknüpft sind, sich grundsätzlich von dem unter- 
scheidet, das bei Erwachsenen Anwendung findet. An Stelle der 
allgemeinen Strafen sieht das Gesetz für Jugendliche Erziehungs- 
maßregeln, Zuchtmittel und Jugendstrafe vor, die sämtlich — bei 
allen Unterschieden im einzelnen — auf die Erziehungsbedürfnisse 
des Rechtsbrechers zugeschnitten und damit dem Erziehungsge- 
danken untergeordnet sind. Das besagt jedoch nicht, daß bei der 
Ahndung schwerwiegender Straftaten die Forderung gerechter Sühne 
vernachlässigt werden dürfe. Gerade dem Sühnegedanken kommt 
im Bereich der Erziehung Jugendlicher erhebliche praktische Bedeu- 
tung zu. Auch die moderne Jugendstrafrechtspflege kann auf ihn 
nicht verzichten. Unter diesem Gesichtspunkt stellt das Gesetz den 
Jugendgerichten für Straftaten aller Art einen allgemeinen Rahmen 
von 6 Monaten bis zu 5 Jahren, bei gewissen schweren Verbrechen 
bis zu 10 Jahren Jugendstrafe zur Verfügung (§18 Abs. 1 JGG). 
Innerhalb dieses Rahmens bestimmt der Richter die Strafe nacli 
pflichtgemäßem Ermessen. Er läßt sich dabei in erster Linie von 
dem durch die Tat offenbar gewordenen Erziehungsbedürfnis des 
Täters und der Schwere seiner Schuld leiten. Auch Erwägungen der 
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Abschreckung können bei der Strafbemessung in beschränktem Um- 
fang eine Rolle spielen. Durch den allgemeinen Rahmen der Jugend- 
strafe kann die große Masse aller mittel schweren und schweren Ver- 
fehlungen Jugendlicher sachgemäß erfaßt werden. Es kann vor allem 
keine Rede davon sein, daß jugendlichen Tätern in diesem Bereich, 
abgesehen von den schwersten Straftaten, durch die gesetzlichen 
Strafdrohungen Milderungen gegenüber dom für die Erwachsenen 
geltenden Strafrecht zugute kämen. Es ist ein in der jugendgerieht- 
lichen Praxis anerkannter Grundsatz, daß die Jugendheimen nicht 
milder, sondern anders anzufassen sind als die Erwachsenen. Die 
Beachtung dieses Grundsatzes führt dazu, daß die Taten Jugend- 
licher wegen des im Einzelfall bestehenden Erziehungsbedürfnisses 
häufig wesentlich einschneidendere Eingriflfe verlangen als die ent- 
sprechenden Taten Erwachsener. Das kommt vor allem zum Aus- 
druck in der Möglichkeit der Jugendstrafe von unbestimmter Dauer 
(§ 19 JGG), die einen schwerwiegenden Eingriff in die Rechts- 
stellung des Betroffenen bewirkt, in der gesetzlichen Anweisung an 
den Richter, stets eine so ausgedehnte Strafzeit vorzusehen, daß die 
erforderlidie erzieherisdme Einwirkung im Strafvollzug möglich ist 
(§ 18 Abs. 2 JGG), und in der Tatsache, daß bei Jugendlichen 
zahlreiche Strafrahmen der allgemeinen Vorschriften aus Gründen 
der Erziehung überschritten werden dürfen (§18 Abs. 1 JGG). 
Wie sehr dieser Gedanke einer zwar andersartigen, aber doch wirk- 
samen strafrechtlichen Behandlung der Jugendlichen in den letzten 
Jahren Boden gewonnen hat, mag die Tatsache verdeutlichen, daß 
sich die Anwendung der Jugendstrafe von unbestimmter Dauer, 
deren Rahmen zwischen 6 Monaten und 4 Jahren liegen kann, im 
Jahre 1954 auf mehr als das Doppelte gegenüber dem Jahresergeb- 
nis 1953 erhöht hat. 

Wirkliche Vergünstigungen für die Jugendlichen bestehen im Ver- 
hältnis zum Erwachsenenstrafrecht nur bei der kleinen Kriminalität 
und bei den schwersten Kapitalverbrechen. Diese Abweichungen 
erklären sich aus einer unausweichlichen kriminalpolitischen Not- 
wendigkeit. 

Was die kleine Kriminalität betrifft, sind strafbare Handlungen 
Jugendlicher, bei denen weder der Erziehungs- noch der Schuldgedanke 
eine Freiheitsstrafe von mindestens 6 Monaten rechtfertigt, mit 
Jugendstrafe überhaupt nicht erfaßbar. Diese Neuregelung, die durch 
Vorschläge der Jugendreformbewegung schon lange vorbereitet war, 
verfolgt den Zweck, die kurzfristige ehrenrührige Ereiheitsstrafe als 
Maßnahme gegenüber Jugendlichen ganz zu beseitigen. Wie die 
vielfältigen Erfahrungen der Strafvollzugspraxis beweisen, sind kurz- 
fristige Freiheitsstrafen der früher üblichen Art regelmäßig erziehe- 
risch wertlos und in den meisten Fällen für die ßetroflfenen nur 
schädlich. Die untere Kriminalität der Jugendlichen wird deshalb 
in Übereinstimmung mit der Entwicklung der meisten ausländischen 
Staaten durch erzieherische Maßnahmen (Erziehungsmaßregeln und 
Zuchtmittel) erfaßt, die keine Strafen sind, erfahrungsgemäß aber 
eine wirksamere Beeinflussung ermöglichen, als es die kurzen Frei- 
heitsstrafen je vermocht haben. 
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Auf der anderen Seite kann nach geltendem Recht gegen Jugend- 
liche keine Strafe von mehr als 10 Jahren verhängt werden. Diese 
Einschränkung beruht auf der nahezu in allen Kulturstaaten an- 
erkannten Erwägung, daß es nicht verantwortet werden kann, die 
Existenz eines jungen Menschen wegen einer im jugendlichen Alter 
begangenen Tat vollständig zu vernichten und ihm jede Chance 
zur Bewährung in der Gemeinschaft endgültig zu versagen. Es 
entspricht deshalb alter deutscher Rechtstradition, daß die Todesstrafe 
und die lebenslange Freiheitsstrafe gegen Jugendliche nidit vorge- 
sehen werden dürfen. Schon im Strafgesetzbuch in der Fassung von 
1871 war die Höchstgrenze der Freiheitsstrafe gegen Jugendliche 
auf 15 Jahre festgesetzt. Das Jugendgerichtsgesetz vom 16. Februar 
1923 (RGBl, l S. 135, 252) hat sie auf 10 Jahre ermäßigt. An 
dieser Regelung ist dem Grundsatz nach bis heute unverändert 
festgehalten worden. Nur dem nationalsozialistischen Gesetzgeber 
blieb es Vorbehalten, in der Verordnung zum Schutz gegen jugend- 
liche Schwerverbrecher vom 4. Oktober 1940 (RGBl. I S. 2000) und 
in § 20 des Rcichsjugendgerichtsgesetzes vom 6. November 1943 
(RCiBl. 1 S. 637) die Anwendung allgemeinen Strafrechts auf Jugend- 
liche zuzulassen, wenn cs sich um frühentwickelte oder abartige 
Schwerverbrecher handelte und das gesunde Volksempfinden schwere 
Bestrafung forderte. Diese Vorschriften hatten in den Vorarbeiten 
zur allgemeinen Stafrechtsreform und zum Jugendstrafrecht aus der 
Zeit vor 1933 keinen Vorgang. Sie dienten in der Praxis auch nur 
in geringem Umfang dazu, jugendlicher Schwerverbrecher Herr zu 
werden. Sie wurden überwiegend dazu mißbraucht, um auch die 
jüngsten politischen Gegner des damals herrschenden Regimes dem 
Tode überliefern zu können. Daß diese Möglichkeit der Anwendung 
allgemeinen Strafrechts auf Jugendliche durch das JGG 1953 besei- 
tigt werden mußte, war wegen ihrer Herkunft und cies furchtbaren 
Mißbrauchs, den der Nationalsozialismus mit ihr getrieben hatte, 
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Angesichts dieser gefestigten Rechtstradition, die sich übrigens auch 
in zahlreichen ausländischen Staaten in ähnlicher Weise entwickelt 
hat, muß vor übereilten gesetzgeberischen Maßnahmen gewarnt 
werden. Es wird eine Aufgabe der zur Zeit schwebenden allgemei- 
nen Reform des Strafrechts sein, zu prüfen, ob die geltende Höchst- 
grenze der Jugendstrafe beizubehalten oder aufzulockern ist. Dabei 
Ist zu bedenken, daß eine etwa in Frage kommende Auflockerung 
des Höchstmaßes der Strafe nur für die Kapitalverbrechen, vor allem 
für Mord und Totschlag, praktische Bedeutung haben würde. Im 
(Gegensatz zu der Auffassung, die in zahlreichen Presseberichten der 
letzten Jahre zum Ausdruck kommt, muß aber festgestellt werden, 
daß die Jugendlichen gerade an diesen schwersten Verbrechen in 
wesentlich geringerem Umfang beteiligt sind als erwachsene Täter, 
die mit der ganzen Härte des Gesetzes getroffen werden hönnen. 
Während die Kriminalitätsziffer für Mord in den Jahren 1950 bis 
1954 bei den lirwachsenen durchnittlich 0,33 betrug, erreichte sie bei 
den Jugendlichen nur den Wert von 0,21 ; sie liegt damit auf nahezu 
der gleichen Höhe, die für die Jahre 1939 bis 1936 errechnet werden 
konnte. (Die Kriminalitätszift'er gibt die Zahl der Täter auf je 100 000 
der strafmündigen Bevölkerung in der jeweiligen Altersklasse an.) 
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Die Strafrechtsreform wird sich außerdem mit der Frage zu befassen 
haben, ob es für junge Täter einer besonderen Maßregel der Verwah- 
rung bedarf, durch die frühkriminelle Elemente rechtzeitig erfaßt und 
über den Vollzug der im Einzelfall verwirkten Strafe hinaus einer 
ausgedehnten Erzichungsverwahrung zugeführt werden sollen. Durch 
eine soldie Maßnahme könnte die Allgemeinheit vor jungen Hang- 
verbrechern wirksam geschützt und zugleich die Erziehungsfunktion 
des Strafrechts auch in diesem Bereich verstärkt werden. Die mit der 
Jungtäterver Wahrung zusammenhängenden Fragen sollen schon in 
nächster Zeit in der Großen Strafrechtskommission behandelt werden. 

Für die in der Kleinen Anfrage genannten Roheitsdelikte Jugend- 
licher im Straßenverkehr gelten keine Besonderheiten. Soweit solche 
Taten Freiheitsstrafe verdienen, können sie nach dem allgemeinen, 
für Jugendliche geltenden Strafrahmen angemessen bestraft werden. 
Dabei ist besonders hervorzuheben, daß die zum Teil niedrigen 
Höchststrafen des allgemeinen Strafrechts, die z. B. beim Fahren 
ohne Fahrerlaubnis 2 Monate und bei fahrlässiger Körperver- 
letzung 3 Jahre Gefängnis betragen, bis zur Höchstgrenze von 
5 Jahren überschritten werden können. Im übrigen läßt sich weder 
aus der Unfallstatistik noch aus der Bundcskriminalstatistik zuver- 
lässig entnehmen, in w^elchem Umfang sich Jugendliche besonders 
roher und verantwortungsloser Taten im Straßenverkehr schuldig 
machen. Einen gewissen Hinweis mag allerdings die Tatsache bieten, 
daß nach der Bundcskriminalstatistik im Jahre 1954 in der Bundes- 
republik - ohne Berlin (West) - insgesamt 175 Jugendliche wegen vor- 
sätzlicher Verkehrsgefährdung nach § 315 a StGB verurteilt worden 
sind. Dem stehen jcJoch 3767 wegen desselben Deliktes verurteilte 
Erwachsene gegenüber, so daß die Beteiligung der Jugendlichen nur 
etwa 4,5 v. H. betrug, während ihre Beteiligung an der Gesamt- 
kriminalität in den Jahren seit 1952 bei durchschnittlich 6,5 v. H. 
lag. 
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